
Kriegstreiber und Rechte stoppen! Unterdrückte politische 
Diskussion wird fortgesetzt!

Zusammenhang von Rechtsentwicklung und Kriegsgeilheit 
offenlegen: Artikelserie soll zum Kauf der jW am Kiosk anregen

In der jW-Maigalerie ist es erlebbar, dass man mit 
seiner Wut und Empörung nicht alleine steht

Jetzt hat Deutschland wieder ganz 
offiziell einen »Nationalen Vete-
ranentag«, mit dem Soldatinnen 

und Soldaten geehrt werden sollen, 
die sich ganz praktisch mit staatlich 
legitimiertem Morden und Sterben be-
schäftigt haben. Ein weiterer Hinweis 
darauf, dass dieses Land zurück zu sei-
nen militaristischen Wurzeln und viel 
stärker aktiv im Kriegsgeschäft mitmi-
schen will. Erschreckend: Anders als 
die Gruppen Die Linke 
und BSW ziehen dabei 
alle im Bundestag ver-
tretenen Fraktionen an 
einem Strang fürs Va-
terland. Das kennt man 
aus anderen deutschen 
Kriegs- und Vorkriegs-
zeiten.

Voraussetzung für 
den weiteren erfolg-
reichen militärischen 
Umbau ist der radikale Abbau demo-
kratischer und sozialer Rechte. Denn 
das Geld für Panzer und Raketen muss 
ja irgendwoher kommen – und poten-
tieller Widerstand soll bereits im Keim 
erstickt werden. Das alles ist Wasser 
auf die Mühlen von Rechten … egal, in 
welchen Bewegungen oder Parteien sie 
organisiert sind.

Diesen Zusammenhang möchte 
die Tageszeitung junge Welt mit einer 
sechsteiligen Serie aufzeigen. Und zwar 
in Kooperation mit anderen europäi-
schen Medien: Deutsche Verhältnisse 
werden von jW-Autor Gerd Wiegel auf-
gearbeitet, die Kollegen von Arbejde-
ren schauen auf Dänemark, die Redak-
tion von Proletären auf Schweden und 
der Morning Star auf das Vereinigte 
Königreich. Außerdem werden in Inter-

views die Situationen 
in Portugal und Italien 
besprochen. Die Tex-
te erscheinen jeweils 
übersetzt in allen ge-
nannten Medien.

Mit dieser Serie will 
die junge Welt zudem 
neue Kunden über den 
Kioskverkauf gewin-
nen. Auch dabei kön-
nen uns Leserinnen 

und Leser unterstützen: Verschenken 
Sie doch diese Ausgabe und weisen Sie 
auf den Gutschein (auf der gedruck-
ten Aktionsseite oben links) hin, mit 
dem man sich eine weitere jW-Ausgabe 
gratis im Handel holen kann. Weisen 
Sie gerne auf den Start der Serie am 
30. April hin und regen Sie an, an die-
sem Tag eine jW zu kaufen (oder dafür 

den Gutschein einzusetzen). Und da die 
Ausgabe vom 30. April diejenige ist, 
die an vielen Orten von jW-Leserinnen 
und -Lesern rund um den 1. Mai verteilt 
wird, ist dort ein weiterer Gutschein 
(dann auf der Titelseite) abgedruckt. 
Damit kann man sich einen weiteren 
Teil der Serie kostenlos sichern. Ma-
chen Sie bitte Gewerkschaftskollegen 
oder Freunde auf diese Angebote auf-
merksam, die auf der Suche nach einer 
Zeitung gegen Kriegshetze und Faschi-
sierung sind. Wir setzen auch hier voll 
und ganz auf Ihre tatkräftige Empfeh-
lung.

Die wirkt. Das können wir auch an 
der Anzahl eingehender Probeabobe-
stellungen ablesen: 862 Anfragen ha-
ben uns seit Aktionsbeginn erreicht – 
und weil der Strom nicht abreißen soll, 
haben wir die Zielzahl von 1.000 auf 
1.400 Probeabos bis Ende Juni erhöht. 
Jede neue Probeleserin, jeder neue Pro-
beleser, erfährt ganz praktisch, dass 
man der Kriegspropaganda der meisten 
Medien nicht ausgeliefert ist, weil es 
mit der jW eine Alternative dazu gibt. 
Auch bei unserer aktuellen Kioskak-
tion setzen wir auf diese Erkenntnis 
und wollen so Reichweite und Relevanz 
unserer gedruckten Tageszeitung wei-
ter ausbauen.� Aktion und Kommunikation

Die Polizei hat den Palästina-
Kongress vor zwei Wochen in 
Berlin mit Zustimmung der 

politisch Verantwortlichen – aber mit 
politisch wie rechtlich unhaltbaren Be-
gründungen – kurz nach Beginn verbo-
ten und aufgelöst. Damit wurden auf 
radikale Art grundgesetzlich garantierte 
Rechte wie Meinungs-, Versammlungs- 
und Koalitionsfreiheit verletzt. Trotz-
dem wird in vielen Medien die Auf-
lösung des »Antisemitenkongresses« 
beklatscht. Dass das Vorgehen der Poli-
zei politisch gewollt ist, beweisen unter 
anderem die Reformen der Polizei- und 
Versammlungsgesetze der Länder in 
den vergangenen Jahren.

Aber trotz solcher Übergriffe leben 
wir noch nicht in faschistischen Ver-
hältnissen: Dem staatlichen Versuch, 
nicht genehme politische Diskussionen 
zu unterdrücken, kann man weiterhin 
etwas entgegensetzen. So wird die Ta-
geszeitung junge Welt in der Ausgabe 
vom Mittwoch, 8. Mai, in einer Son-
derbeilage die wichtigsten Beiträge der 
Konferenz verfügbar machen. Bereits 
am kommenden Sonnabend, 4. Mai, 
lädt die junge Welt zu einer Diskussions-
veranstaltung in die jW-Maigalerie ein. 
Unter dem Titel »Die Heimatfront be-
gradigen: Grundrechte schleifen! – Wer 
verteidigt die Meinungs-, Versamm-
lungs- und Pressefreiheit?« diskutieren 
ab 15 Uhr Vertreter von Gewerkschaften, 
politischen Strukturen, Rechtsanwälte 

und Betroffene die Vorkommnisse und 
schätzen sie politisch ein. Sie können 
die Veranstaltung über einen Livestream 
mitverfolgen. Den uneingeschränkten 
Zugang finden Sie unter jungewelt.de.

In der jW-Maigalerie ist es erlebbar, 
dass man mit seiner Wut und Empörung 
nicht alleine steht. Dort gibt es weitere 
spannende Gelegenheiten, sich mit an-
deren zu treffen, auszutauschen und da-
bei die junge Welt kennenzulernen: Am 
Donnerstag, 2. Mai, wird ab 19 Uhr An-
tónio Louçã über die Einmischung der 
BRD in die Nelkenrevolution in Portugal 
im Jahr 1974 berichten. Und weil die jun-
ge Welt nicht nur ungewöhnliche Sicht-
weisen liefert, sondern auch die Ohren 
für neue Töne öffnen will, startet sie 
am Dienstag, 7. Mai, mit der Veranstal-
tungsreihe »jW geht Jazz« mit Hannes 
Zerbe und Freunden. Bei der Premie-
re wirken unter dem Titel »MonaLisa« 
Zerbe am Klavier und Jürgen Kupke 
an der Klarinette mit. Die Reihe wird 
anschließend jeden ersten Dienstag im 
Monat fortgesetzt. Die jW-Maigalerie 
wird dann jeweils um 18.30 Uhr öffnen, 
das Programm um 19.30 Uhr starten.

� jW-Maigalerie-Kollektiv

Bitten melden Sie sich zu den 
Veranstaltungen telefonisch unter  
0 30/53 63 55-54 oder per E-Mail an 
maigalerie@jungewelt.de an. Mehr 
Informationen finden Sie auf  
jungewelt.de/veranstaltungen.

Alternative zur Kriegspropaganda anderer Medien: junge Welt am Kiosk
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Gutschein
Gegen Vorlage dieses 

Gutscheins  erhalte ich 
gratis eine Ausgabe 

(Montag bis Freitag)  
der jungen Welt. 

Gültig bis 17. Mai 2024

Einzulösen  
an Ihrem  

Lieblingskiosk!

Kriegs- 
hetze 
       to go?

Nicht mit uns!

Kontern 
Vatikan appelliert: Ukraine-Krieg 

beenden. US-Thinktank sieht 
Kiew »die Zeit davonlaufen«

Kungeln 
Union will TAURUS weiter im Bundes-

tag debattieren. London und 
Grüne für Ringtausch offen

Kürzen
Haushalt 2025: Finanzminister Lind-

ner will überall »sparen« – nur 
nicht beim Rüstungsetat

Kappen
Spanien verbietet »Worldcoin«. Behörde 

untersagt Datensammlung durch 
Kryptofirma. Von Alex Favalli

Die Lage in Gaza wird von Tag 
zu Tag katastrophaler. Israel 
und seine westlichen Verbün-

deten brauchen daher dringend Erfolgs-

meldungen über humanitäre Hilfe. In 

der Nacht zum Sonntag haben die USA 

nun angekündigt, das erste Schiff mit 

Material für den Bau einer provisori-

schen Anlegestelle an der Küste des 

Gazastreifens zu entsenden. Allerdings 

musste Washington einräumen, dass 

der Bau des »schwimmenden Hafens« 

für Schiffe mit Hilfslieferungen mehre-

re Wochen, wahrscheinlich sogar zwei 

Monate in Anspruch nehmen wird. Wie 

die US-Regierung weiter mitteilte, soll 

Israel zudem ein Kontrollrecht über die 

Hilfsschiffe in Zypern eingeräumt wer-

den.
Der Transport auf dem Seeweg soll 

den teuren, ineffizienten und viel zu 

geringen Abwurf von Hilfsgütern aus 

der Luft durch Jordanien, Ägypten, 

Frankreich, die Niederlande und die 

USA ergänzen. Am Freitag kam es bei 

einem solchen Abwurf zu einem tragi-

schen Unfall: Weil sich ein Fallschirm 

nicht öffnete, stürzte ein großes Hilfs-

paket ungebremst auf Wartende und ein 

Hausdach. Fünf Menschen kamen ums 

Leben, weitere wurden nach Angaben 

der örtlichen Gesundheitsbehörden ver-

letzt.
Hilfsorganisationen wie das Welt-

ernährungsprogramm der Vereinten 

Nationen warnen vor einer Hungers-

not in der Küstenenklave. Dort stieg 

die Zahl der Getöteten am Sonntag auf 

mehr als 31.000. Vor allem in den Nor-

den des Gazastreifens gelangt wegen 

israelischer Restriktionen nur ein Fünf-

tel der geplanten Lkw-Transporte. Auch 

das Palästinenserhilfswerk der Verein-

ten Nationen (UNRWA) steht nach An-

gaben seines Chefs Philippe Lazzarini 

vor dem Kollaps, nachdem die meisten 

Geberländer wegen israelischer Vor-

würfe, UNRWA-Mitarbeiter seien an 

den Angriffen vom 7. Oktober 2023 be-

teiligt gewesen, ihre Unterstützung ein-

gestellt haben. Wie die Times of Israel 

am Freitag schrieb, kam die Organisa-

tion in einer Untersuchung jedoch zu 

dem Schluss, dass die belastenden Aus-

sagen von israelischen Behörden unter 

Folter erpresst worden seien. Immer-

hin kündigten die Regierungen Schwe-

dens und Kanadas am Sonnabend an, 

ihre finanzielle Unterstützung für die 

UNRWA wieder aufzunehmen. Bereits 

vor einer Woche hatte die EU erklärt, 

50 Millionen Euro an das UN-Hilfs-

werk zu überweisen.

Unterdessen ergab eine am Don-

nerstag veröffentlichte Umfrage des 

Instituts Infratest Dimap, dass rund der 

Hälfte der Deutschen das Vorgehen Is-

raels inzwischen zu weit geht. Das rief 

auch Bundeswirtschaftsminister Robert 

Habeck (Bündnis 90/Die Grünen) auf 

den Plan. In einem Interview mit Welt 

TV sagte er, was in Gaza passiere, sei 

»schlimm für die Zivilbevölkerung«. 

Zwar habe er Verständnis dafür, dass 

Israel nach der – völlig unbewiesenen – 

Zerstörung von 80 Prozent der Hamas-

Strukturen jetzt nicht aufhören könne. 

Aber Tel Aviv müsse es »anders ma-

chen und mit mehr Schutz für die Zivil-

bevölkerung«, so der Vizekanzler des 

zweitgrößten Waffenlieferanten Israels.

Auch innenpolitisch gerät die is-

raelische Regierung zunehmend unter 

Druck. Am Sonnabend kam es in Tel 

Aviv zu mehreren Protesten gegen Mi-

nisterpräsident Benjamin Netanjahu: 

So demonstrierten etwa erneut Ange-

hörige der Geiseln. Ein zweiter Protest-

zug mit mehreren tausend Teilnehmern 

wurde von der Polizei daran gehindert, 

eine Stadtautobahn in der Nähe des Sit-

zes des Verteidigungsministeriums zu 

blockieren. Die Polizei ging mit Gewalt 

gegen die Demonstranten vor, die den 

Rücktritt Netanjahus und ein Abkom-

men mit der Hamas zur Freilassung der 

Geiseln forderten.

Siehe Seite 3

Keine Rettung für Gaza

Ostrentner abgespeist

WWW.JUNGEWELT.DE

Haiti: US-Personal 
verlässt Botschaft
Port-au-Prince. Anhaltende schwere 
Bandengewalt hat im Karibikstaat 
Haiti den Druck auf den im Ausland 

gestrandeten Regierungschef Ariel 
Henry erhöht und die humanitäre 
Krise weiter verschärft. Das US-
Militär flog am Wochenende nicht 
essentielle Mitarbeiter der US-Bot-
schaft aus und verstärkte dort die 
Sicherheitsvorkehrungen, wie das 
Regionalkommando Southcom der 

US-Streitkräfte am Sonntag mit-
teilte. Die Gewalt der bewaffneten 
Gruppen, die die Interimsregierung 

von Premierminister Henry stürzen 

wollen, legt große Teile Haitis seit 
rund zehn Tagen lahm. Alle Flüge 
fielen seit Tagen aus. Am Freitag 
abend (Ortszeit) wurde nach Me-
dienberichten um den Präsidenten-
palast heftig geschossen. Wie viele 

Menschen der Gewalt zum Opfer 
fielen, ist bislang unklar. Die Wa-
shington Post berichtet von Leichen 

auf offener Straße.  (dpa/jW) 
Siehe Seite 7

UFO ruft Flugbegleiter zu 
Streik bei Lufthansa auf

Frankfurt am Main. Die Kabinen-
gewerkschaft UFO hat die rund 
19.000 Flugbegleiter der Lufthansa 

und der Lufthansa Cityline für 
Dienstag und Mittwoch zum Streik 

aufgerufen. Bestreikt werden jeweils 

von vier bis 23 Uhr am Dienstag 
alle Abflüge von Frankfurt am Main 

und am Mittwoch alle Abflüge von 
München, teilte UFO am Sonnabend 

abend mit. Die Flugbegleiter der 
Kerngesellschaft und der Regional-
tochter Lufthansa Cityline hatten zu-

vor in getrennten Urabstimmungen 

mit jeweils mehr als 96 Prozent für 

den Streik gestimmt. Die Gewerk-
schaft betonte, der Konzern habe 
erst am Donnerstag ein Ergebnis in 

Höhe von fast 1,7 Milliarden Euro 
Nettogewinn verkündet. »Die Kabi-

ne muss nun auch an diesem Erfolg 

beteiligt werden, und die Zugeständ-

nisse, die während der Coronakrise 

gemacht wurden, müssen ausrei-
chend kompensiert werden«, sagte 
Joachim Vázquez Bürger, UFO-Vor-

standsvorsitzender.  (dpa/jW)

Weil sich ein Fallschirm nicht öffnete, stürzte am Freitag ein Rettungspaket auf Wartende und tötete fünf Menschen A
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Hilfslieferungen aus der Luft und von See weitgehend wirkungslos. Hungersnot bringt 

selbst deutsche Bevölkerung und Habeck zur Besinnung. Von Wiebke Diehl

Nur selten Geld für Rentner mit DDR-Ansprüchen. Pellmann bezeichnet Härtefallfonds als Hohn

Nach dem Anschluss sind viele 
Rentenansprüche aus DDR-
Zeiten weggefallen. Wer da-

von betroffen und heute arm ist, konnte 

Geld aus einem Sondertopf beantragen. 

Doch nur wenige hatten dabei Erfolg, 

wie jetzt aus der Antwort der Bundes-

regierung auf eine Anfrage des Abge-

ordneten Sören Pellmann (Die Linke) 

hervorgeht, über die dpa am Sonntag 

berichtete. Demnach haben bisher nur 

rund 550 Menschen mit verlorenen 

Ansprüchen aus DDR-Zeiten Geld 

aus dem Härtefallfonds für bedürftige 

Rentner erhalten. Rund 2.800 Anträge 

wurden dagegen abgelehnt. Insgesamt 

sind mehrere zehntausend Anträge ge-

stellt worden.
Der mit 500 Millionen Euro aus-

gestattete Fonds war für drei verschie-

dene Gruppen eingerichtet worden: 

Spätaussiedler, sogenannte jüdische 

Kontingentflüchtlinge aus der ehema-

ligen Sowjetunion und Menschen mit 

bestimmten Rentenansprüchen aus 

DDR-Zeiten, die 1991 nicht in das bun-

desdeutsche System überführt wurden.

Nach Angaben des Bundessozial-

ministeriums sind 167.256 Anträ-

ge eingegangen. Aus den östlichen 

Bundesländern Berlin, Brandenburg, 

Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 

Sachsen-Anhalt und Thüringen kamen 

demnach 33.198 Anträge. 3.364 Anträ-

ge aus der Gruppe »Ost-West-Renten-

überleitung« seien bis zum 23. Februar 

entschieden worden, hieß es. Demnach 

gab es 552 Zusagen und 2.812 Ableh-

nungen, weil Voraussetzungen nicht er-

füllt waren.
Pellmann kritisiert dies. Aus seiner 

Sicht müssten bis zu 500.000 ehema-

lige DDR-Bürger entschädigt werden. 

Der Linke-Politiker nannte den Härte-

fallfonds deshalb einen Hohn: »Er lässt 

viele ostdeutsche Rentnerinnen und 

Rentner im Stich, die jahrzehntelang in 

der DDR gearbeitet haben und nun mit 

einer niedrigen Rente auskommen müs-

sen. Die Kriterien für die Bewilligung 

müssen gelockert werden, so dass aus 

dem gescheiterten Härtefallfonds end-

lich ein Gerechtigkeitsfonds entsteht.« 

Der Bundesregierung warf er vor, kein 

Interesse daran zu haben, Ungerechtig-

keiten aus der Rentenüberleitung Ost-

West auszugleichen. »Sie verschleppt 

und verweigert die Lösung dieses Prob-

lems, das seit 30 Jahren besteht«, kriti-

sierte Pellmann. Raphaël Schmeller

wird herausgegeben von 
2.767 Genossinnen und 
Genossen (Stand 11.12.2023)

n www.jungewelt.de/lpg
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Hoffnungsträger
Patrice Lumumba führte die vor-
malige belgische Kolonie Kongo in 
die Unabhängigkeit. Belgien und die 
USA sorgten für seine Absetzung und 
Ermordung. Vorabdruck. Rezension 
auf Seite 15. Von Gerd Schumann
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Kauf am Kiosk!
montags bis freitags  2,10 €�  samstags  2,60 €

2 Wochen testen.
Das kostenlose Probeabo endet automatisch und muss nicht abbestellt werden.

jungewelt.de/probeabo 
Abotelefon: 0 30/53 63 55-84 • abo@jungewelt.de

      Kriegshetze
   to go? Nicht mit uns!

1.400 Probeabos für den Frieden!

Kontern Vatikan appelliert: Ukraine-Krieg 
beenden. US-Thinktank sieht 
Kiew »die Zeit davonlaufen«

Kungeln Union will TAURUS weiter im Bundes-
tag debattieren. London und 
Grüne für Ringtausch offen

Kürzen
Haushalt 2025: Finanzminister Lind-

ner will überall »sparen« – nur 
nicht beim Rüstungsetat

Kappen
Spanien verbietet »Worldcoin«. Behörde 

untersagt Datensammlung durch 
Kryptofirma. Von Alex Favalli

D ie Lage in Gaza wird von Tag zu Tag katastrophaler. Israel und seine westlichen Verbün-
deten brauchen daher dringend Erfolgs-
meldungen über humanitäre Hilfe. In 
der Nacht zum Sonntag haben die USA 
nun angekündigt, das erste Schiff mit 
Material für den Bau einer provisori-
schen Anlegestelle an der Küste des 
Gazastreifens zu entsenden. Allerdings 
musste Washington einräumen, dass 
der Bau des »schwimmenden Hafens« 
für Schiffe mit Hilfslieferungen mehre-
re Wochen, wahrscheinlich sogar zwei 
Monate in Anspruch nehmen wird. Wie 
die US-Regierung weiter mitteilte, soll 
Israel zudem ein Kontrollrecht über die 
Hilfsschiffe in Zypern eingeräumt wer-
den.

Der Transport auf dem Seeweg soll 
den teuren, ineffizienten und viel zu 
geringen Abwurf von Hilfsgütern aus 
der Luft durch Jordanien, Ägypten, 
Frankreich, die Niederlande und die 
USA ergänzen. Am Freitag kam es bei 
einem solchen Abwurf zu einem tragi-
schen Unfall: Weil sich ein Fallschirm 
nicht öffnete, stürzte ein großes Hilfs-
paket ungebremst auf Wartende und ein 
Hausdach. Fünf Menschen kamen ums 
Leben, weitere wurden nach Angaben 
der örtlichen Gesundheitsbehörden ver-
letzt.

Hilfsorganisationen wie das Welt-
ernährungsprogramm der Vereinten 
Nationen warnen vor einer Hungers-
not in der Küstenenklave. Dort stieg 
die Zahl der Getöteten am Sonntag auf 
mehr als 31.000. Vor allem in den Nor-
den des Gazastreifens gelangt wegen 
israelischer Restriktionen nur ein Fünf-
tel der geplanten Lkw-Transporte. Auch 
das Palästinenserhilfswerk der Verein-
ten Nationen (UNRWA) steht nach An-
gaben seines Chefs Philippe Lazzarini 

vor dem Kollaps, nachdem die meisten 
Geberländer wegen israelischer Vor-
würfe, UNRWA-Mitarbeiter seien an 
den Angriffen vom 7. Oktober 2023 be-
teiligt gewesen, ihre Unterstützung ein-
gestellt haben. Wie die Times of Israel 
am Freitag schrieb, kam die Organisa-
tion in einer Untersuchung jedoch zu 
dem Schluss, dass die belastenden Aus-
sagen von israelischen Behörden unter 
Folter erpresst worden seien. Immer-
hin kündigten die Regierungen Schwe-
dens und Kanadas am Sonnabend an, 
ihre finanzielle Unterstützung für die 
UNRWA wieder aufzunehmen. Bereits 
vor einer Woche hatte die EU erklärt, 
50 Millionen Euro an das UN-Hilfs-
werk zu überweisen.

Unterdessen ergab eine am Don-
nerstag veröffentlichte Umfrage des 
Instituts Infratest Dimap, dass rund der 
Hälfte der Deutschen das Vorgehen Is-
raels inzwischen zu weit geht. Das rief 
auch Bundeswirtschaftsminister Robert 
Habeck (Bündnis 90/Die Grünen) auf 
den Plan. In einem Interview mit Welt 
TV sagte er, was in Gaza passiere, sei 
»schlimm für die Zivilbevölkerung«. 
Zwar habe er Verständnis dafür, dass 
Israel nach der – völlig unbewiesenen – 
Zerstörung von 80 Prozent der Hamas-
Strukturen jetzt nicht aufhören könne. 
Aber Tel Aviv müsse es »anders ma-
chen und mit mehr Schutz für die Zivil-
bevölkerung«, so der Vizekanzler des 
zweitgrößten Waffenlieferanten Israels.

Auch innenpolitisch gerät die is-
raelische Regierung zunehmend unter 
Druck. Am Sonnabend kam es in Tel 
Aviv zu mehreren Protesten gegen Mi-
nisterpräsident Benjamin Netanjahu: 
So demonstrierten etwa erneut Ange-
hörige der Geiseln. Ein zweiter Protest-
zug mit mehreren tausend Teilnehmern 
wurde von der Polizei daran gehindert, 
eine Stadtautobahn in der Nähe des Sit-
zes des Verteidigungsministeriums zu 
blockieren. Die Polizei ging mit Gewalt 
gegen die Demonstranten vor, die den 
Rücktritt Netanjahus und ein Abkom-
men mit der Hamas zur Freilassung der 
Geiseln forderten.
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Keine Rettung für Gaza

Ostrentner abgespeist

WWW.JUNGEWELT.DE

Haiti: US-Personal verlässt BotschaftPort-au-Prince. Anhaltende schwere 
Bandengewalt hat im Karibikstaat 
Haiti den Druck auf den im Ausland 
gestrandeten Regierungschef Ariel 
Henry erhöht und die humanitäre 
Krise weiter verschärft. Das US-
Militär flog am Wochenende nicht 
essentielle Mitarbeiter der US-Bot-
schaft aus und verstärkte dort die 
Sicherheitsvorkehrungen, wie das 
Regionalkommando Southcom der 
US-Streitkräfte am Sonntag mit-
teilte. Die Gewalt der bewaffneten 
Gruppen, die die Interimsregierung 
von Premierminister Henry stürzen 
wollen, legt große Teile Haitis seit 
rund zehn Tagen lahm. Alle Flüge 
fielen seit Tagen aus. Am Freitag 
abend (Ortszeit) wurde nach Me-
dienberichten um den Präsidenten-
palast heftig geschossen. Wie viele 
Menschen der Gewalt zum Opfer 
fielen, ist bislang unklar. Die Wa-
shington Post berichtet von Leichen 
auf offener Straße.  (dpa/jW) 
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UFO ruft Flugbegleiter zu Streik bei Lufthansa auf

Frankfurt am Main. Die Kabinen-gewerkschaft UFO hat die rund 19.000 Flugbegleiter der Lufthansa 
und der Lufthansa Cityline für Dienstag und Mittwoch zum Streik 

aufgerufen. Bestreikt werden jeweils 
von vier bis 23 Uhr am Dienstag 
alle Abflüge von Frankfurt am Main 
und am Mittwoch alle Abflüge von 
München, teilte UFO am Sonnabend 
abend mit. Die Flugbegleiter der 
Kerngesellschaft und der Regional-
tochter Lufthansa Cityline hatten zu-
vor in getrennten Urabstimmungen 
mit jeweils mehr als 96 Prozent für 
den Streik gestimmt. Die Gewerk-
schaft betonte, der Konzern habe 
erst am Donnerstag ein Ergebnis in 
Höhe von fast 1,7 Milliarden Euro 
Nettogewinn verkündet. »Die Kabi-
ne muss nun auch an diesem Erfolg 
beteiligt werden, und die Zugeständ-
nisse, die während der Coronakrise 
gemacht wurden, müssen ausrei-
chend kompensiert werden«, sagte 
Joachim Vázquez Bürger, UFO-Vor-
standsvorsitzender.  (dpa/jW)

Weil sich ein Fallschirm nicht öffnete, stürzte am Freitag ein Rettungspaket auf Wartende und tötete fünf Menschen 
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Hilfslieferungen aus der Luft und von See weitgehend wirkungslos. Hungersnot bringt 

selbst deutsche Bevölkerung und Habeck zur Besinnung. Von Wiebke Diehl

Nur selten Geld für Rentner mit DDR-Ansprüchen. Pellmann bezeichnet Härtefallfonds als Hohn

N ach dem Anschluss sind viele Rentenansprüche aus DDR-Zeiten weggefallen. Wer da-
von betroffen und heute arm ist, konnte 
Geld aus einem Sondertopf beantragen. 
Doch nur wenige hatten dabei Erfolg, 
wie jetzt aus der Antwort der Bundes-
regierung auf eine Anfrage des Abge-
ordneten Sören Pellmann (Die Linke) 
hervorgeht, über die dpa am Sonntag 
berichtete. Demnach haben bisher nur 
rund 550 Menschen mit verlorenen 
Ansprüchen aus DDR-Zeiten Geld 
aus dem Härtefallfonds für bedürftige 
Rentner erhalten. Rund 2.800 Anträge 

wurden dagegen abgelehnt. Insgesamt 
sind mehrere zehntausend Anträge ge-
stellt worden.

Der mit 500 Millionen Euro aus-
gestattete Fonds war für drei verschie-
dene Gruppen eingerichtet worden: 
Spätaussiedler, sogenannte jüdische 
Kontingentflüchtlinge aus der ehema-
ligen Sowjetunion und Menschen mit 
bestimmten Rentenansprüchen aus 
DDR-Zeiten, die 1991 nicht in das bun-
desdeutsche System überführt wurden.

Nach Angaben des Bundessozial-
ministeriums sind 167.256 Anträ-
ge eingegangen. Aus den östlichen 

Bundesländern Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen kamen 
demnach 33.198 Anträge. 3.364 Anträ-
ge aus der Gruppe »Ost-West-Renten-
überleitung« seien bis zum 23. Februar 
entschieden worden, hieß es. Demnach 
gab es 552 Zusagen und 2.812 Ableh-
nungen, weil Voraussetzungen nicht er-
füllt waren.

Pellmann kritisiert dies. Aus seiner 
Sicht müssten bis zu 500.000 ehema-
lige DDR-Bürger entschädigt werden. 
Der Linke-Politiker nannte den Härte-
fallfonds deshalb einen Hohn: »Er lässt 

viele ostdeutsche Rentnerinnen und 
Rentner im Stich, die jahrzehntelang in 
der DDR gearbeitet haben und nun mit 
einer niedrigen Rente auskommen müs-
sen. Die Kriterien für die Bewilligung 
müssen gelockert werden, so dass aus 
dem gescheiterten Härtefallfonds end-
lich ein Gerechtigkeitsfonds entsteht.« 
Der Bundesregierung warf er vor, kein 
Interesse daran zu haben, Ungerechtig-
keiten aus der Rentenüberleitung Ost-
West auszugleichen. »Sie verschleppt 
und verweigert die Lösung dieses Prob-
lems, das seit 30 Jahren besteht«, kriti-
sierte Pellmann. Raphaël Schmeller

wird herausgegeben von 2.767 Genossinnen und Genossen (Stand 11.12.2023)n www.jungewelt.de/lpg
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HoffnungsträgerPatrice Lumumba führte die vor-malige belgische Kolonie Kongo in die Unabhängigkeit. Belgien und die 
USA sorgten für seine Absetzung und 

Ermordung. Vorabdruck. Rezension 
auf Seite 15. Von Gerd Schumann

IM
A

G
O

/B
E

LG
A

Kauf am  Kiosk!

n Serie 

Aufstieg  
der Rechten
Ab Dienstag, 30.4., täglich in junge Welt

Artikelserie mit europäischer  
Medienkooperation


